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Bruno Molitor

Zweitrangiges
Beschäftigungs­
ziel?

Es bleibt das Handikap einer 
jeden Regierung, die im Par­

lament über eine nur schwache 
Mehrheit verfügt, daß ihr Spiel­
raum für gesetzgeberische Akti­
onen eng ist. Dieses Handikap 
kann für die Bevölkerung be­
drohlich werden, wenn sie sich 
in einer wirtschaftlichen Situation 
befindet, die ein energisches 
Handeln gebietet. Dabei muß es 
nicht unbedingt die Opposition 
sein, die der Regierung die Hölle 
heiß macht — bei uns scheint 
deren Kraft gegenwärtig kaum 
für ein Fegefeuer auszureichen. 
Die eigentliche Gefahr kommt 
aus der eigenen Regierungsfrak­
tion: hier kann einer Abgeordne­
tengruppe, obwohl sie, absolut 
gemessen, von infinitesimaler 
Bedeutung ist, in der Abstim­
mungsarithmetik ein entschei­
dendes Gewicht Zuwachsen, das 
es ihr erlaubt, der Regierung mit 
ihrer Sicht der Dinge hart zuzu­
setzen.

So die Opponenten gegen das 
„Steuerpaket“ 1977. Gewiß muß

man ihnen zugestehen, daß es 
in der Demokratie kein Wert an 
sich ist, eine Regierung, und 
wäre es die eigene, um jeden 
Preis an der Macht zu halten. 
Auch war es zumindest für die 
Bevölkerung kein Schaden, daß 
die Opponenten mit ihrer Miß­
billigung der Regierungsvorlage 
an die Öffentlichkeit gingen. Auf 
diese Weise konnte nämlich 
der interessierte Wähler erfah­
ren, wie bestimmte politische 
Gruppen in der W irtschaftspolitik 
die Priorität gesetzt wissen wol­
len. Gleichwohl bleibt der Un­
gereim theit genug. Man hätte es 
verstanden, wenn gegen die 
Mehrwertsteuererhöhung argu­
mentiert worden wäre, daß sie 
nicht in die konjunkturpolitische 
Landschaft passe. Man hätte ver­
standen, wenn für eine generelle 
Bereinigung des Lohnsteuer­
tarifs plädiert worden wäre, auf 
daß nicht immer mehr Arbeit­
nehmer, nur weil ihr Einkommen 
nominell steigt, schon in eine 
saftige Steuerprogression hin­
eingeraten. Indes, als Stein des 
Anstoßes galt den Opponenten 
des Steuerpaketes die vorgese­
hene Senkung der laufenden 
Vermögensteuer. Und das ist 
nun in der Sache schwer einzu­
sehen, wenn man der Beteue­
rung glauben soll, daß das Be­
schäftigungsziel heute politisch 
obenan steht. Denn die Vermö­
gensteuer ist eine ertragsunab­
hängige Abgabe. Sie muß auch 
dann in voller Höhe gezahlt wer­
den, wenn ein Unternehmen 
überhaupt keinen Gewinn macht 
oder gar in den roten Zahlen 
steckt. Diese Vorbelastung ist 
ein schlechtes Omen gerade 
jetzt, wo es darum geht, die In­
vestitionsneigung und damit das 
Angebot an Arbeitsplätzen auf 
breiter Basis zu erhöhen.

In Wahrheit kann eine Sen­
kung der Vermögensteuer, und 
dazu noch in dem vorgesehenen 
mäßigen Umfang, beschäfti­
gungspolitisch nur ein erster 
Schritt sein. Bei Lage der Dinge 
wäre sie durch eine erweiterte 
Möglichkeit zur degressiven Ab­
schreibung zu ergänzen, die un­
mittelbar auf das Unternehmer­

verhalten w irkt und auch mittel 
fristig dem allenthalben gestie 
genen Risiko von Zusatzinvest 
tionen gerecht würde. Aber dies 
Maßnahme ist den Opponente 
erst recht verpönt, weil sie eine 
„sozialen Rückschritt“ bedeute 
soll. So läßt sich nur Schließer 
daß ihnen die in der bisherige 
Steuerpolitik erreichte Umverte 
lung durch Gewinnkompressio 
faktisch höher steht als das vei 
bal berufene Beschäftigungszie

Natürlich ist es, um die Ai 
beitslosigkeit zu bekämpfer 
allein m it einer steuerlichen En 
lastung nicht getan. Auch di 
Lohnpolitik muß an der Koster 
front ihren Teil beitragen: au 
Solidarität mit jenen Arbeitnef 
mern, die nicht mehr oder noc 
nicht in einer Beschäftigung stc 
hen. Die Funktionäre, die wi 
selbstverständlich die Lohnfo 
derungen heraufschrauben, m; 
chen sich offenbar nicht klar, da 
sie damit den Arbeitslosen eine 
Tort antun.

Freilich, von den beschäftigte 
Arbeitnehmern ist mit gutei 
Grund eine Zurückhaltung bi 
den Lohnforderungen nur dan 
zu fordern, wenn gleichzeitig di 
Arbeitslosen auch ihrerseits alle 
tun, um eine Arbeit aufzunel 
men. Es geht nicht an, die „Zi 
m utbarkeit“ des zu vermitteli 
den Arbeitsplatzes möglichst en 
auszulegen und sich an den Eil 
kommenschancen der Hochkoi 
junktur auszurichten, die d< 
Vergangenheit angehören. E 
geht nicht an, daß ungelernte Ji 
gendliche es verschmähen, wäl 
rend der Zeit ihrer Beschäfl 
gungslosigkeit die Ausbildung 
chancen zu nutzen, die die A 
beitsbehörden entgeltlos anbi< 
ten. Und noch schlimmer ist e 
wenn von soziologischer Sei 
nachgerade dazu ermuntert w ir 
auf „Arbeitsplätze höherer Qu 
litä t“ , die „d ie  Gesellschaft“ 2 

präsentieren habe, ruhig „läi 
gere Ze it“ zu warten, was rm 
sich „angesichts der großzügig 
ren Einkommenssicherung ni 
auch leisten könne“ . Das heif 
die Solidarität der Beschäftigt« 
auf eine zu harte Probe zu stc 
len.
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